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Zusammenfassung 
 

Im Politikfeld Gleichstellung und Gleichbehandlung von Frauen und Männern 

begegnen sich bei der Erweiterung “Ost“ zwei nahezu konträre Regulierungsansätze. 

Die EU-Strategie der Verrechtlichung der Gleichheit von Frauen und Männern führt 

dabei zu einer Konzentration auf den Teilaspekt der Gleichbehandlung und setzt 

gleichzeitig funktionierende Rechtsinstitutionen und ein ausgeprägtes 

Rechtsbewußtsein von Behörden, ArbeitgeberInnen und ArbeitnehmerInnen voraus. 

Dahingegen war Gleichbehandlung und Gleichstellung von Frauen und Männern in 

den ost- und südosteuropäischen Staaten ein gesellschaftspolitisches Konstrukt, 

ohne tatsächliche rechtliche Kodifizierung und mit durchaus zu hinterfragenden 

Zielsetzungen, die im Rahmen dieser Arbeit beleuchtet werden.  

 

Wie auch andere Politikfelder war es Ziel des Erweiterungsprozesses, eine 

Rechtsangleichung zwischen den  Bewerberstaaten und der Europäischen Union zu 

erreichen. Der Erweiterungsprozess kann als ein Prozess des Rechts- und 

Politiktransfers von “West nach Ost“ gefasst werden, der unter strengen 

Bedingungen seitens der Europäischen Kommission, aber auch mit administrativen 

und finanziellen Unterstützungsleistungen für die Bewerberstaaten verbunden war.  

 

Die Arbeit richtet mittels des Ansatzes des process tracing gleichzeitig einen 

inhaltlich vertieften Blick auf die Anpassungsprozesse, und andererseits die 

unterschiedlichen theoretischen Ansätze, die sich im Bereich der Literatur zur 

Europäischen Integration und zur Implementation von Politik etabliert haben zu 

berücksichtigen und zu problematisieren. Aber, im Unterschied zu 

Erweiterungsrunden vor der Erweiterung „Ost“ befanden sich nahezu alle ehemals 

staatssozialistischen Staaten, so auch Bulgarien und Rumänien im Prozess der 

Transformation hin zu rechtsstaatlich demokratischen, marktwirtschaftlichen 

Systemen.  Aufgrund dieser besonderen Situation werden zusätzlich 

transformationstheoretische aber auch rechtsphilosophische und rechtstheoretische 

Ansätze in die Arbeit aufgenommen, um so die Anpassungsleistungen in beiden 

Staaten greifbar zu machen.  

 



Dafür wird der Verlauf der Annäherung im Politikfeld der Gleichbehandlung von 

Frauen und Männern in den beiden zuletzt beigetretenen Staaten Bulgarien und 

Rumänien näher untersucht, indem sowohl die offiziellen Berichte der Europäischen 

Kommission und anderer europäischer Institutionen, aber auch Berichte und 

ExpertInneninterviews aus beiden Bewerberstaaten zusammengetragen werden. 

Durch diese Herangehensweise werden unterschiedliche Wahrnehmungen der 

Anpassungsleistungen und des Fortschritts sichtbar, der Fragen über die 

Funktionalität und Nachhaltig des durch die Europäische Kommission gesteuerten, in 

einem sehr engen Zeithorizont ablaufenden, Anpassungsprozesses aufwirft.  

 

Die Ergebnisse der Arbeit machen mittels der Diskrepanz der jährlichen Berichte und 

der Einschätzung von ExpertInnen deutlich, dass ein Großteil der Anpassungs- und 

Umsetzungsdefizite bereits vor dem Beitritt spürbar bzw. zu erwarten gewesen war. 

Rechtswirklichkeit, Rechtsbewußtsein und rechtliche Verankerung stehen in einem 

großen Spannungsverhältnis, dass auf Jahre hinaus zum Problem für betroffenen 

Frauen und Männer werden kann. Wie die Arbeit auch zeigt, ist es letztendlich eine 

Kombination aus unterschiedlichen Aspekten der innenpolitischen Situation in beiden 

Staaten, aber eben auch des zu sehr auf Transfer und weniger auf Implementation 

ausgelegten Konstruktion des Erweiterungsprozesses, die jene Situation erklärbar 

macht, wie sie in den Jahren 2007 und 2008 und teilweise auch noch heute, im Jahr 

2010 in beiden Staaten vorherrscht.  

 


